1463/AB-BR BR   

In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 1580/J - BR betreffend

Förderung der Reisebüros, welche die Bundesräte d‘Aron, Dr. Bösch, Haunschmid und

Kollegen am 19. Februar 1999 an mich richteten, stelle ich fest:

Antwort zu Punkt 1 der Anfrage:

Die Erlassung der Reisebürosicherungsverordnung (derzeitige Fassung: BGBl. II Nr. 10/1998

in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 118/1998) ist durch die Verpflichtung

Österreichs zur Umsetzung des Art. 7 der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über

Pauschalreisen (90/31 4/EWG) erforderlich geworden. Entsprechend dem genannten Artikel

ist dafür Sorge zu tragen, daß einem Pauschalreisekunden im Falle der Insolvenz des

Reiseveranstalters die bereits bezahlten Beträge zurückerstattet und seine Rückreise

sichergestellt wird, widrigenfalls die Republik Österreich im Wege der Staatshaftung für die

Erfüllung der genannten Ansprüche der Reisebürokunden einzustehen hat. Kosten ergeben

sich im Zusammenhang mit der Vollziehung der Reisebürosicherungsverordnung vor allem

dadurch, daß ein Kontrollsystem zur Erfassung der Pauschalreiseveranstalter und zur

laufenden Überprüfung der ordnungsgemäßen und ausreichenden Risikoabsicherung

aufgebaut werden mußte. Ein klagloses Funktionieren dieses Kontrollsystems erspart dem

Bund Kosten insofern, als er nicht mehr zur Staatshaftung herangezogen wird.

Antwort zu Punkt 2 der Anfrage:

Die Ausübungsvorschriften für das Reisebürogewerbe wurden anläßlich ihrer letzten

Erlassung (BGBl. II Nr. 401/1998, ausgegeben am 19. November 1998) bedeutend

vereinfacht. Sie enthalten nunmehr im wesentlichen nur mehr jene Regelungen, die zur

Umsetzung der Pauschalreiserichtlinie (Informationspflichten) bzw. aus Gründen des

Konsumentenschutzes (Anwendung von Geschäftsbedingungen und deren Aushändigung und

Ersichtlichmachung) unverzichtbar erscheinen. Hingegen wurden die bisherigen Vorschriften

für fernmeldetechnische Einrichtungen, über den für den Kundenverkehr bestimmten

Arbeitsplatz und über die Ausstattung mit bestimmten Unterlagen, wie etwa Kursbücher,

Tarifunterlagen, Hotelbücher und Preisverzeichnisse, ersatzlos gestrichen, da sie mit dem

Erscheinungsbild eines modernen Reisebürogewerbes nicht mehr in Einklang stehen und im

übrigen die unternehmerische Gestaltungsfreiheit in unzumutbarer Weise einengen. Es

wurden lediglich gegenüber der bisherigen Regelung ebenfalls bedeutend vereinfachte

Vorschriften über die Fach - und Fremdsprachenkenntnisse bestimmter Arbeitnehmer

belassen, um ein Absinken des hohen Qualitätsstandards der Reisebürobranche zu verhindern

und den Reisebürokunden vor fachunkundiger Beratung zu schützen.

Antwort zu Punkt 3 der Anfrage:

Hinsichtlich der Beantwortung dieser Frage darf ich auf die Zuständigkeit des

Bundesministers für Finanzen verweisen.

Antwort zu Punkt 4 der Anfrage:

Die Österreich Werbung ist ein national und international agierendes

Dienstleistungsunternehmen, dessen Ziel die Förderung des österreichischen Tourismus ist.

Die Österreich Werbung erfüllt gemeinnützige Aufgaben, die von den Geldgebern abgegolten

werden. Gleichzeitig arbeitet das Unternehmen zur Unterstützung des Marketing für das

Tourismusland Österreich ergebnisorientiert.

Zentrale Aufgabe der Osterreich Werbung ist die laufende Entwicklung und Vermarktung der

Marke Österreich durch zielorientierten Einsatz der zur Verfügung stehenden

Marketinginstrumente für Werbung, Verkaufstörderung, Public Relations und Information.

Dies erreicht die Österreich Werbung auf folgende Weise:

• Entwicklung von Strategien und Visionen für das Tourismusmarketing und

   tourismusrelevante Themen

• Entwicklung von Produkten und Themen

• Gestaltung touristischer Großveranstaltungen

• Beteiligung an Messen und Events

• touristische Betreuung von Key Accounts

• Koordination der Marktbearbeitung aller Partner des Tourismusmarketings

• Zurverfügungstellung von Know  - How an alle Unternehmen und Institutionen der

   österreichischen Tourismuswirtschaft

( systematische Marktbeobachtung und Erforschung von Trends

( Stützpunktfunktion der Außenstellen für die österreichische Tourismuswirtschaft

Mit dieser Festlegung des Aufgabenbereiches der Österreich Werbung ist gleichzeitig eine

klare Aufgabentrennung zwischen den Reisebüros und der Österreich Werbung

festgeschrieben.

Da die Österreich Werbung die ihr übertragenen Aufgaben mit hoher Effizienz

ergebnisorientiert erfüllt, gibt es keinerlei Planungen, Agenden der Österreich Werbung an

die Reisebüros zu übertragen.

Antwort zu Punkt 5 der Anfrage:

Die Einrichtung eines Marketingbeirates ist nicht geplant.

Zur Regelung, Koordination und zum Controlling der Angelegenheiten der Österreich

Werbung gibt es laut den Statuten von 16. Dezember 1996 die General versammlung der

Österreich Werbung, das Präsidium der Österreich Werbung und den Rechnungsprüfer. Die

Aufgaben der einzelnen Organe der Österreich Werbung sind in den Statuten der Österreich

Werbung festgelegt.

Der Vorsteher des Fachverbands der österreichischen Reisebüros ist Mitglied des Präsidiums

der Österreich Werbung.

Antwort zu Punkt 6 der Anfrage:

Seit dem 25. Jänner 1999 gibt es auf der Homepage der Österreich Werbung die

„Suchmaschine für den österreichischen Tourismus“. Jedes heimische Reisebüro hat die

Möglichkeit, sich kostenlos in dieser Suchmaschine registrieren zu lassen und ist dann durch

Setzung eines Links mit der Homepage der Österreich Werbung verbunden.

Zielsetzung der Suchmaschine ist es, österreichische Angebote über das Internet zu fördern.

Dies impliziert eine Trennung vom Outgoing - Bereich. Daher ist es wichtig, daß die

Internetauftritte der einzelnen Reisebüros vorwiegend österreichische Angebote enthalten.

Antwort zu Punkt 7 der Anfrage:

Die Übertragung von Auslandsagenden der Österreich Werbung an Reisebüros ist nicht

geplant.

Antwort zu Punkt 8 der Anfrage:

Für Beherbergungs - und Verpflegungsbetriebe wurde von mir am 28. Juli 1998 die

Tourismus - Förderungsaktion „Marktoffensive im Tourismus“ mit einer Geltungsdauer vom

1. März 1998 bis 31. Dezember 1999 in Kraft gesetzt. Mit der Abwicklung der Aktion wurde

die BÜRGES Förderungsbank des BMwA GesmbH betraut. Förderungsmittel, die in diesem

Zusammenhang gewährt werden, sollen dazu beitragen, daß kleinen und mittleren

Tourismusbetrieben im Bereich Beherbergung und Gastronomie eine Modernisierung ihrer

Angebotspräsentation insbesondere mittels elektronischer Vernetzung und Internet - Auftritten

erleichtert wird, damit sie nicht den Anschluß an die internationale Entwicklung im Bereich

der elektronischen Medien verlieren. Da Beherbergungs- und Gastronomiebetriebe einen

großen Aufholbedarf sowohl bei der elektronischen Vermarktung als auch bei der

Erschließung neuer Märkte durch Vertriebs- und Verkaufsreisen haben und die finanziellen

Mittel für diese Förderungsaktion nur begrenzt zur Verfügung stehen, habe ich mich für diese

Zielgruppe als Förderungswerber entschieden. Mit der Förderung soll ein Anreiz geschaffen

werden, den die von sich aus mit dynamischen Verkaufsstrategien operierende

Reisebürobranche nicht benötigt. Die Aktion stellt einen großen Erfolg dar, was folgende

Zahlen zeigen: Von den insgesamt eingelangten 2.079 Ansuchen konnten bisher 1.122 Stück

positiv erledigt werden (302 bei Reisekosten und 820 im Bereich Internet); die Gesamtkosten

beliefen sich dabei auf rd. 80 Mio. S und der Förderungsmitteleinsatz betrug rd. 42 Mio. S.

Der für diese Maßnahmen vorgesehene Budgetrahmen von 50 Mio. S wird voraussichtlich

mit Ende April d.J. erschöpft sein.

Aus budgetären Gründen und nach Vorliegen von Evaluierungsergehnissen wird erst Anfang

des nächsten Jahren geprüft werden können, ob es zu einer Fortsetzung dieser Förderung

kommen wird können.

Antwort zu Punkt 9 der Aufrage:

Seitens des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angelegenheiten werden im Rahmen der

Wirtschaftsförderung über die BÜRGES - Förderungsbank der BMwA GesmbH Mittel für

Gewerbebetriebe vergeben. Eigene Marketingaktivitäten für Reisebüros bestehen nicht.

Antwort zu Punkt 10 der Anfrage:

Mit 1. Dezember 1997 wurde das Schengener Durchführungsübereinkommen für Österreich

in Kraft gesetzt, dessen Vollziehung bzw. Durchführung ebenso wie die des Fremdengesetzes

in die Kompetenz des Bundesministeriums für Inneres fällt. Dieses Vertragswerk, das das

Prinzip der Personenfreizügigkeit innerhalb der Schengener Vertragsstaaten verwirklicht,

bindet jedoch auch diese an eine gemeinsame Vorgangsweise bei der Visaerteilung. Dies

bedeutet, dass seit 1. Dezember 1997 die österreichischen Berufsvertretungsbehörden im

Ausland Visa nur nach den im Schengener Regelwerk festgelegten Kriterien erteilen können.

Die vor allem im touristischen Reiseverkehr mit osteuropäischen Ländern aufgetretenen

Schwierigkeiten bei der Visaerteilung nahm das Bundesministerium für wirtschaftliche

Angelegenheiten des öfteren zum Anlaß, um diese Problematik sowohl an das

Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten (als visaerteilende Stelle) als auch an das

zuständige Bundesministerium für Inneres heranzutragen, um die wirtschaftlichen

Implikationen aufzuzeigen. Weiters wurde das Bundesministerium für auswärtige

Angelegenheiten vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ersucht, die

Abwicklung von Visaanträgen möglichst zu beschleunigen.

Antwort zu Punkt 11 der Anfrage:

Mir ist bewußt, daß eine vollständige doppelte Preisauszeichnung in Reisekatalogen

Schwierigkeiten bereiten kann. Daher wurde in § 9 der am 16. Februar 1999 verabschiedeten

Regierungsvorlage betreffend ein Euro - Währungsangabengesetzes eine Sonderregel für

Kataloge vorgesehen. Demnach können Unternehmer, die Kataloge herausgeben, die einen

wesentlichen Teil der Verkaufs - oder Dienstleistungssortiments enthalten, im Fall von

Preisangaben der Pflicht zur doppelten Preisangabe auch dadurch entsprechen, daß sie eine

gut lesbare Preisliste mit allen im Katalog enthaltenen Preisen in aufsteigender Reihenfolge

mit den entsprechenden Währungsangaben in der jeweils anderen Denomination beilegen

oder andere geeignete, insbesondere technische Umrechnungshilfen, die die Ermittlung eines

Betrages in Schilling und in Euro ermöglichen, zur Verfügung stellen.

